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Berlin, 20. Januar. 


geſetzten Ziehung der 4. Klaſſe 171. preußiſcher ſpeziell deputirt, 


Klaſſen-Lotterie fielen: 
2 Gewinne zu 15,000 Mk. auf Nr. 
55005. 
6 Gewinne zu 6000 Mk. auf Nr. 
29027 72558 73954 77210 79663. 
43 Gewinne zu 3000 Mk. auf Nr. 
5348 5871 6022 9526 10489 12611 
22770 23587 25029 25931 31959 
33644 37409 38974 39848 40609 
41975 44301 48097 48204 49212 49917 
50519 51803 60298 60691 63464 65573 
74759 81998 83180 85927 86602 87941 
91191 92322 92549 93628 93732. ke 
49 Gewinne zu 1500 Mk. auf Nr. 1789 
2113 3754 6554 10467 10972 11065 11429 
12119 14128 17028 20138 20811 21427 
26469 36796 37330 40371 43536 44991 
45075 50791 50894 51913 52849 53225 
54784 59514 66458 70274 70855 71925 
77274 77587 79066 82634 83728 86334 
88130 88641 88782 88929 88956 89584 
90251 91250 91294 94211 94731 
69 Gewinne zu 550 Mk. auf Nr. 
2739 4333 8549 8599 9448 10440 
11520 12023 12700 13174 15135 
15847 16634 19277 23953 25394 
26698 28149 28672 30297 30376 
32271 32763 36752 37444 37990 
4440 44552 45463 47209 47228 
52879 53241 56013 56401 57705 
60983 62120 62416 63783 66670 
659051 72677 76627 77734 77792 
82043 82517 82895 83190 85000 
87765 87970 89304 93370 93672 
. 94961. 
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Dentſchland. 


Berlin, 20. Januar. Die neueſte Samm⸗ 
lung von Aktenſtücken, welche den überſeeiſchen 
Landerwerb deutſcher Reichsangehöriger behandelt, 
gelangte geſtern im Reichstage zur Vertheilung und 
führt den Titel: „Deutſche Land-Reklamationen 
auf Fidſchi“. Zur Erläuterung diene Folgendes: 
Es find nicht weniger als 33, mitunter ſehr um⸗ 
fangreiche Aktenſtücke, welche ein recht ſtattliches 
BVeoelumen von 75 Seiten Großfolio bilden. Die- 
ö ſelben umfaſſen den Zeitraum vom, 31. Oktober 

1874 bis 16. September 1884, alſo nahezu zehn 

Jahre. Eine größere Anzahl von Deutſchen hatte 

kleineren oder größeren Landbeſitz auf Fidſchi er- 

worben und bedeutende deutſche Kapitalien auf 

dieſer Inſel angelegt, als am 10. Oktober 1874 

die engliſche Regierung dieſe Inſel der engliſchen 

Krone einverleibte. Die deutſcht Regierung be⸗ 

grüßte dieſe Annexion mit Freuden, indem fie 

hoffte, daß die Deutſchen ausreichenden Schutz 
unter engliſcher Herrſchaft finden würden. Dieſe 

Hoffnung erfüllte ſich indeſſen nicht. Zunächſt 

wurden von engliſchen Bevollmächtigten die Land- 

erwerbungen angefochten, und der Gerichtshof, 
welcher eingeſetzt wurde, die Landerwerbungen zu 
unterſuchen, verfuhr in nicht gerade unparttiiſcher 

8 4 = a. engliſchen Verwaltungsbeamten 

n welche den Deutſchen ganz klares 

Eigenthum abſprachen und das vetreffende Land 

ohne Weiteres der engliſchen Krone zuerkannten. 

Außerdem wurde die Sache in ganz außerordent⸗ 

licher Weiſe verſchleppt. Die deutſcht Regierung 

intervenirte anfangs ganz generell und in ſehr 

enktgegenkommender Weiſe. Als jedoch von Seiten 

| des engliſchen Kolonialamtes unerfüllbart Forde⸗ 
rungen geſtellt wurden, und die Verſchleppungs⸗ 
theorie in unerträgliche Praxis umgeſetzt wurde, 
nahmen die Noten einen energiſcheren Ton an, 
bis schließlich die engliſche Regierung vollſtändig 
nachgab und beide Mächte übereinkamen, eine ge 
miſchte Kommiſſion die Fidſchi⸗Reklamationen un- 
F terſuchen und das Reſultat dieſer Prüfung der 
dentſchen und engliſchen Regierung vorlegen zu 
1 laſſen. Eingeleitet wird die Sammlung dieſer 
Aktenſtücke durch folgenden Bericht des kaiſerlich 
deutſchen Konſuls in Sydney: 

: „Sydney, den 31. Oktober 1874. 
(Auszug.) 

* Ew. Durchlaucht 

beehrt ich mich, die Anzeige zu machen, daß ich 
am 25. d. M. von Fidji wieder in Sydney ein⸗ 
getroffen bin. Seine Exzellenz Sir Herkules Ro- 
binjon, der Gouverneur der Kolonie von Neu- 
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Miitwoch, den 21. Januar 1885. 


hat die Uebernahme der Fidli⸗ 
Inſeln ohne Bedingungen angetreten. Am 10. 
Oktober wurden dieſelben unter üblicher Saluti⸗ 
rung der Flagge der engliſchen Krone einverleibt. 
Wie ich in verſchiedenen früheren Berichten er- 
wähnte, iſt bedeutendes deutſches Kapital auf die- 
ſen Inſeln angelegt. Dieſelben verdanken ihren 
Fortſchritt und ihr Aufblühen zum größten Theil 
deutſcher Energie und Betriebſamkeit, auch find da- 
ſelbſt ſchon ſeit den letzten zehn bis vierzehn Jah- 
ren große Strecken Landes von deutſchen Kolo- 
niſten käuflich erworben worden. — Es wird ge- 
hofft und erwartet, daß die engliſche Regierung 
in keiner Weiſe dieſen Landbeſitz einer Beſchrän⸗ 
kung unterwerfen, ſondern die Rechte der Grund⸗ 
beſitzer anerkennen und beſtätigen wird; eine der 
erſten Verordnungen jedoch, welche erlaſſen wurden, 
iſt eine „Statute of Limitation“, demzufolge Kla- 
gen wegen Schuldforderungen, welche vor dem 
1. Januar 1871 kontrahirt wurden, bei Gericht 
nicht angenommen werden dürfen. — Viele deutſche 
Kaufleute haben ſchon ſeit langen Jahren für 
Waarenlieferungen und Vorſchüſſe 
Summen von den Fidji⸗Pflanzern zu fordern; 
während nunmehr die Fidji-Schuldner durch deut- 
ſches Kapital in die Lage kommen, ihre Verbind⸗ 
lichkeiten allmälig erfüllen zu können, werden die 
deutſchen Kreditoren durch dies neue Geſetz aller 
Rechtsmittel beraubt. — Dieſer Punkt hat hier 
in Sydney großes Aufſehen erregt, und es wird 
erwartet, daß eine Aenderung dieſes Statuts ein⸗ 
treten wird; widrigenfalls würde ich es für meine 
Pflicht halten, ſpäter hierauf nochmals zurückzu⸗ 
kommen, da dem deutſchen Intereſſe ein großes 
Unrecht widerfährt. Unmittelbar nach Einverlei- 
bung der Fidji⸗Inſeln ſetzte Sir Herkules Robin- 
ſon eine Regierung in der Form einer Kronkolonie 
ein, welche von Sydney aus interimiſtiſch durch ihn 
dirigirt wird, bis ein von England ernannter 
Gouverneur daſelbſt ankommt. Die unter dem 
neuen Regime zu etablirende Ruhe und Ordnung, 
welche unter der früheren Regierung allerdings jo 
ſehr gefehlt hat, wird viel zur Proſperität dieſer 
Inſeln beitragen; ich halte es indeß für meine 
Pflicht, darauf hinzudeuten, daß deutſches Kapital, 
deutſche Energie und Betriebsthätigkeit ſehr viel zu 
deren Fortſchritt beigetragen, ſowie daß England 
durch Annektirung dieſer Inſelgruppe ſich eine blü⸗ 
hende Kolonie erworben hat. H 
Ehrerbietigſt 
gez. Karl L. Sahl.“ 

Auf den vorſtehenden Bericht iſt folgender 
Erlaß an den kaiſerlichen Konſul in Levula er- 
gangen: 

(Auszug.) 

„Berlin, den 17. Januar 1875. 

Mittelſt gefälligen Berichts vom 15. Oktober 
v. Is. haben Ew. Wohlgeboren mich von den 
Schritten in Kenntniß geſetzt, welche Sie für noth- 
wendig erachtet haben, um die nach Ihrer Auf- 
faſſung durch die Beſitzergreifung der Fidji⸗Inſeln 
ſeitens Englands bedrohten Inttreſſen der dort 
angeſeſſenen Deutſchen zu wahren. Ich theile zu⸗ 
nächſt jene Befürchtung nicht, bin vielmehr der 
Ueberzeugung, daß die eingetretene Aenderung nicht 
nur auf die Verhältniſſe des Landes ſelbſt einen 
nützlichen Einfluß üben, ſondern auch namentlich 
die Lage der Fremden zu einer beſſeren geſtalten 
wird, und daß die letzteren, unter dem Schutze 
einer regelmäßigen und kräftigen Regierung, eines 
größeren Maßes von Sicherheit genießen und da⸗ 
mit erſt den Boden zur freien Entfaltung ihrer 
Thätigkeit gewinnen werden. Insbeſondere iſt kein 
Grund zu der Annahme vorhanden, daß die eng- 
liſchen Behörden dem Grundbefig der Fremden, 
vorausgeſetzt, daß er auf rechtlichem Wege erwor- 
ben Me die Anerkennung verſagen ſollten. 


Der Reichskanzler. 
In Vertretung: 
hen. von Bülow. 
An 
den kaiſerl. Konſul Herrn Hennings, Wohlgeboren. 
Levuka.“ 
Unter dem 27. April 1875 erging folgender 
Erlaß an den deutſchen Botſchafter in London: 
(Auszug.) N 
Berlin, den 27. April 1875. 
Aus der mir überſandten amtlichen Korre- 
ſpondenz betreffend die Beſitz- Ergreifung der 


Bei der heute fort-] Süd⸗Wales, von der engliſchen Regierung dazu Fidji-Inſeln durch Großbritannien erſehe ich, daß 


nach den vorläufigen Anordnungen und nach den 
Vorſchlägen des mit der Verwaltung der neuen 
Kolonie betrauten Gouverneurs, Sir Herkules Ro- 
binſon, überhaupt keine Schuldforderungen, welche 
vor dem 1. Januar 1871 kontrahirt worden, und 
keine Reklamationen gegen die frühere Regierung, 
welche vor dieſem Termine entſtanden find, klag⸗ 
bar ſein oder berückſichtigt werden ſollen. Es 
liegt auf der Hand, daß Die ſtrenge Durchfüh- 
rung dieſes Prinzips manche berechtigte Intereſſen 
verletzen würde. Wir hoffen deshalb, es werde 
die großbritauniſche Regierung bei definitiver Re— 
gelung der Rechtsverhältniſſe auf den Fidji⸗Inſeln 
Vorſorge treffen, daß alle wohlbegründeten An- 
ſprüche deutſcher Reichsangehöriger unter dem neuen 
Regime nicht nur auf einen höheren Grad von 
Rechtsſicherheit, ſondern auch auf eine wohlwollen⸗ 
dere Rückſichtnahme zählen dürfen, als bisher. Es 
dürfte Ew. Exzellenz um ſo weniger ſchwer ſein, 
eine diesfällige Zuſage zu erwirken, als die groß- 
britanniſche Regierung gewiß gern einen Anlaß 
ergreifen wird, um durch die That zu beweiſen, 


belrächtliche daß der Regierungswechſel in Fidji auch den dort 


lebenden Angehörigen des deutſchen Reiches, welche 
durch ihren Fleiß und Unternehmungsgeiſt, ſowie 
durch große Geldopfer zu dem Aufſchwung dieſer 
Inſeln erheblich beigetragen haben, nicht zum 
Nachtheil gereicht, und daß ſich dieſelben unter 
der engliſchen Adminiſtration einer erhöhten Sicher⸗ 
heit erfreuen dürfen. Einem gefälligen Bericht 
über die Aufnahme Ihrer Mittheilungen werde ich 
mit Intereſſe ganz ergebenſt entgegenſehen. 
gez. von Bülow. 
An 
den kaiſerl. Botſchafter Herrn Grafen zu Münſter 
Exzellenz 
zu London. 

Hierauf erklärt Lord Derby, die Reklamatio⸗ 
nen ſorgfältig prüfen zu laſſen. Am 11. No- 
vember nun erſchien eine Verordnung Sir Arthur 
Gordon's, durch welche die Einklagung von For- 
derungen und die Erhebung von Reklamationen 
noch weiter eingejchränit wurde. indem ſie den 
Praäkluſiv-Termin für die Anſprüche gegen die frü⸗ 
here Fidji⸗Regierung vom 1. Januar 1871 bis 
zum 10. Oktober 1874 vorrückte, was, wie ts 
im Erlaß des Reichskanzlers an den deutſchen 
Botſchafter in London vom 30. April 1876 
heißt, „einer Spoliation der Intereſſeu nahezu⸗ 
kommen ſcheint“. 

Es folgt nunmehr eine Pauſe von drei Jah- 
ren, denn der nächſte auf dieſe Angelegenheit Be- 
zug nehmende Erlaß des Reichskanzlers an den 
kaiſerlichen Botſchafter in London, welchen die 
Sammlung der Aktenſtücke mittheilt, datirt vom 
23. Mai 1879 und enthält den Auftrag, die 
Anweſenheit Sir Arthur Gordon's in London zu 
benutzen, um auf Erledigung der Landreklama⸗ 
tionen in Fidji hinzuwirken. Lord Derby erklärte 
ſich bereit, den Wünſchen der deutſchen Regierung, 
„ſoviel wie irgend möglich gerecht zu werden“; 
während Sir Gordon ſich die ſchleunige Erledi⸗ 
gung der Landreklamationen angelegen ſein laſſen 
will. Indeß hat Sir Gordon nach feiner Nüd- 
kehr auf ſeinen Poſten den gehegten Erwartungen 
nicht entſprochen, denn ein Bericht des Korvetten 
Kapitäns Menſing J., Kommandanten S. / 
Kanonenboot „Albatroß“ vom 5. November 1879 
ſagt u. A.: 2 

„Sydney, 5. November 1879. 

RES Im Uebrigen habe ich ſeitens der 
in Levuka anſaſſigen Deutſchen darüber Klage 
führen hören, daß noch immer keine Entſcheidung 
über die Beſitztitel der von ihnen vor der im 
Jahre 1874 erfolgten Annexion der Fidji-Inſeln 
durch England erworbenen Ländereien herbeigeführt 
iſt. Im Gegentheil find die durch frühere Ver⸗ 
fügungen des Gouverneurs feſtgeſetzten Beſitztitel 
durch die letzten Verfügungen des Fidſi⸗Gouver⸗ 
nements wieder in Frage geſtellt. 

gez. Menſing J., 
Korvetten Kapitän. 


An 
die katſerliche Admiralität zu Berlin.“ 

Es entſpann ſich nun eine längere Kor- 
reſpondenz zwiſchen Berlin und London, und am 
13. Mai 1882 erging ein erntuerter Erlaß des 
Reichskanzlers an den kaiſerlichen Botſchafter mit 
dem Auftrage, die noch immer nicht geregeltt Fragt 
der Land-Reklamationen in Fidji wieder in Anre⸗ 
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NI. 
gung zu bringen, und insbejondere die Reklama⸗ 
tionen der Herren Hennings und Sahl bei der 
engliſchen Regierung zu unterſtützen. Hatte die 
deutſche Regierung bis dahin die Frage nur ge- 
nerell behandelt, ſo mußte ſie jetzt, nachdem die 
Erledigung in die Länge gezogen wurde und die 
Reklamationen ſich mehrten, die ſpeziellen Fälle in 
den Bereich der Verhandlungen ziehen. Unterm 
7. November 1882 theilt der deutſche Botſchafter 
hierher mit, die engliſche Regierung ſei nicht ge⸗ 
neigt, die deutſchen Reklamationen anderweit auf 
ihren Werth zu prüfen, wolle vielmehr die Ent⸗ 
ſcheidungen der Landkommiſſion aufrecht halten. 
Unterm 16. April 1883 erging nunmehr ein Er⸗ 
laß des Reichskanzlers an den kaiſerlichen Bot- 
ſchafter in London. 

Als Anlage befindet ſich hierbei noch das 
Promemoria, welches dem königlich großbritanni! er 
ſchen Botſchafter in Berlin mitgetheilt wurde. 
Unterm 2. Mai berichtet der kaiſerliche Botſchaf⸗ 
ter, der Unterſtaatsſekretär im Kolonialamt glaube, 0 
daß die engliſche Regierung auf den Vorſchlag 
einer gemiſchten Kommiſſion wohl eingehen werde. 
Die Reklamationen der deutſchen Landbeſitzer wie⸗ 
derholen ſich inzwiſchen immer wieder; die Ver⸗ 
luſte, von denen fie betroffen werden, erweiſen ſich 
als jesr bedeutend, und unterm 26. Juli 1883 
berichtet der kaiſerliche Geſchäftsträger in London, 
Graf Bismarck, daß nach dem Gutachten des Ko⸗ 
lonialamts die Wünſche der deutſchen Regierung, 
betreffend die Prüfung der Land⸗Reklamationen 
durch eine gemiſchte Kommiſſion als unerfüllbar 
bezeichnet würden. Am 18. Oktober deſſelben 
Jahres richtet der kaiſerliche Botſchafter in London 
an den königlich großbritanniſchen Staatsſekretür 
der auswärtigen Angelegenheiten eine Note, in 
welcher die Angaben Gordon's über die Reflama- 
tionen der Herren Sahl und Hennings berichtet 
werden und beſonders betont wird, die deutſche 
Regierung ſei bereit, auf Grund ihrer ſehr ein⸗ 
gehenden Informationen weitere Beweisſtücke vor⸗ 
zulegen, ſobald ſie in den Stand geſetzt ſein wird, 
„die Auffaſſung der königlich großbritanniſchen Re- 
gierung (nicht diejenige des Kolonialamts) über 
die vorliegenden Reklamationen, deren prinzipielle 
Bedeutung für die kaiſerliche Regierung ausdrück⸗ 
lich betont iſt, näher kennen zu lernen.“ 

Das engliſche Kolonialamt blieb indeſſen den 
deutſchen Wünſchen abgeneigt, während Lord 
Granville ſich ſcheinbar entgegenkommender zeigt, 
und da er ein Gutachten des Kolonialamts er- 
wartet, anheimſtellt, inzwiſchen alle deutſchen Re⸗ 
klamationen der engliſchen Regierung zu über⸗ 
weiſen, welche dieſelben prüfen und eventuell er⸗ 
wägen werde, ob fie einer gemiſchten Kommiſſton 
vorzulegen ſeien 3 

Unterm 19. Juni 1884 berichtet der kaiſer⸗ 
liche Botſchafter in London, daß Lord Granville 
vorſchlage, die Fidjt-Reklamationen durch eine ge- 
miſchte Kommiſſion weiterführen und das Reſultat 
dieſer Prüfung der deutſchen und großbritanniſchen 
Regierung vorlegen zu laſſen. Die deutſche Reichs⸗ 85 11 
regierung nahm dieſen Vorſchlag, den ſie ſelbſt 
unterm 16. April 1883 ſchon gemacht hatte, n. 

Berlin, 20. Januar. Dem Abgeordneten⸗ 
hauſe iſt die übliche Nachweiſung über die Anzahl 
der für das Etatsjahr 1884 —85 zur Klaſſen⸗ 
und klaſſifizirten Einkommenſteuer veranlagten Per⸗ 
ſonen zugegangen. Wir entnehmen daraus die 
folgenden Angaben: Der preußiſchen Staat hat 
nach den Klajjenftenerrollen eine Seelenzahl von 
27,224,179, davon unterliegen der klaſſiſizirten 
Einkommenſteuer 694,355. Befreit von der Klaſ⸗ 
ſenſteuer find 5,259,048. 2,55 Prozent unte- 
liegen der klaſſiſizirten Einkommenſteuer, 19,322 
Prozent der Klaſſenſttuer, 78,13 Prozent find von 
der Steuer befreit. Die Klaſſenſteuer ergiebt einen 
Betrag von insgeſammt 20,110,106. Der Ertrag 
der Einkommenſteuer beläuft ſich auf 38,641,428 
Mark. 14,015 Perſonen, welche im Vorjahr zur 
Klaſſenſteuer veranlagt waren, ſind jetzt zur Ein⸗ 
kommenſteuer herangezogen. } 

— Wie der „Staatsanzeiger“ meldet, iſt 
der Kaiſer durch einen Erkältungszuſtand genör- 
thigt, ſeit geſtern das Bett zu hüten. 1 25 


— Aus dem geſtern bereits erwähnten Buche 
des Herrn v. Heriſſon bringen wir noch folgende 
Depeſche, die nach den arſten verlorenen Schlach⸗ 
ten von der Kaiſerin Eugenie an den Kaiſer Na- 
poleon gerichtet wurde: „Denken Sie nicht daran, 
hierher zurückzukehren, wenn Sie nicht eine furdt- 
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bare Revolution entfeſſeln wollen. 
die Anſicht von Rouber und Chevreau, die ich 
eben geſprochen habe. Man würde ſagen, daß 
Sie die Armee verlaſſen, um vor der Gefahr zu 
fliehen. . Vergeſſen Sie nicht, wie ſchwer auf dem 
ganzen Leben des Prinzen Napoleon ſein Verlaſſen 
der Krimarmee gelaſtet hat.“ Aus den letzten 
Tagen der Belagerung erzählt. uns Heriſſon, daß 
Trochu gänzlich den Kopf verloren und eine Be⸗ 
kanntmachung erlaſſen habe, die jedoch, als ſie erſt 
in zwei Exemplaren gedruckt war, von Kollegen 
entdeckt und vor der Veröffentlichung bewahrt 
wurde. In dieſem „an die Vertheidiger und Fa⸗ 
milien von Paris“ gerichteten Aufruf hieß es u. 
a.: „Ich bin ein Gläubiger und deshalb habe ich 
4 die heilige Genofeva, die Paris einſt vor der Be⸗ 
ö Br der Barbaren ſchützte, gebeten, noch 
einmal der Stadt Paris ihre Hülfe angedeihen zu 
llaſſen. Sie hat geruht, daß dieſe Bitte allſo⸗ 
gleich erfüllt werde. Sie hat in ihrer himmliſchen 
Veorausſicht dem Feinde den Gedanken des Bom- 
5 biardements eingegeben, das die deutſchen Waffen 
und die Ziviliſation entehrt und gleichzeitig in 
4 eahender und rührender Weiſe die Standhaftig⸗ 
keit des Volkes von Paris ins hellſte Licht ſetzt.“ 
Mit dieſem Aufruf, den man, da Heriſſon ein 
ernſter Mann iſt, für wahr halten darf, ſteht im 
Widerſpruch eine ſehr feine epigrammatiſche Aeuße⸗ 
rung deſſelben Generals Trochu: „Ja, was ſoll 
ich denn machen mit einer Armee, die ſich nicht 
mehr ſchlagen, und einer Nationalgarde, die ſich 
F nicht ergeben will?“ 
— — In Ludwigsburg hat Sonntag Nachmit⸗ 
lag 3 Uhr in der dortigen königlichen Familien⸗ 
gruft die feierliche Beiſetzung der von Berlin nach 
1 dort überführten Leiche des verſtorbenen Prinzen 
Auguſt von Würtemberg ftattgefunden. 


t Herr Windthorſt veröffentlicht „nach be⸗ 
tühmten Muſtern“ folgendes Dankſchreiben in der 

E enam 
„Die große Anzahl freundlicher Kundgebun— 
gen aus Anlaß meines 74. Geburtstages macht 
2 s mir unmöglich, jede einzelne derſelben, wie ich 
gern möchte, beſonders zu beantworten. Die viel⸗ 
7 fache Inanſpruchnahme durch zwel gleichzeitig ta- 
gende Parlamente möge es daher entſchuldigen, 

wenn ich den herzlichſten Dank für alle Aeuße⸗ 
rungen der Liebe, des Vertrauens und der Er- 

5 munterung, für alle guten Wünſche und heitere 

wie ernſte Zurufe gleichzeitig und öffentlich hier- 

Es abſtatte. Indem ich dies von Grund der 

Seele thue, gereicht es mir zu ganz beſonderer 

Genugthuung, daß jene Kundgebungen in einem 
Augenblick erfolgt und ſo viel zahlreicher, wärmer 
und nachdrücklicher geweſen find, als neue ver- 
letzende Angriffe auf mich gerichtet worden, und 
der Verſuch wiederholt iſt, mir meine Freunde 
weithin zu entfremden. Woran ich nie gezweifelt, 
das hat der 17. Januar 1885 vollauf beſtätigt: 
daß nämlich alle Anſtrengungen jenerſeits das 
nd, das fie zerreißen ſollen, nur feſter knüpfen, 
daß die Zuſtimmung zu meinem Thun nach 
Maße der Verunglimpfungen wächſt, denen 
auf dem Poſten, welchen ich einnehme und 
heidige, um dieſes Poſtens willen mich fort 
ort ausgeſetzt ſehe. Dies kann nicht anders 
eine Verpflichtung ſteigern und den Entſchluß 
ärken, auf demſelben auszuharren, bis Gott das 
ſetzt. Mit dieſem Verſprechen glaube ich 
leich meinen Dank am beſten abzuſtatten und 
die guten Wünſche und freundlichen Gefin- 
gen erſt zu verdienen, um deren Bewahrung 
Bethätigung vor Gott ich recht inſtändig bitte. 

Berlin, den 19. Januar 1885. 

5 Dr. Windthorſt.“ 
„Stolz will ich den Spanier“, kann man mit 
leichten italieniſchen Variante augenſcheinlich 
h von Windthorſt jagen. 

Nach kurzer Berathung der Anträge 
ndel und Reichenſperger wegen Wiedereinfüh⸗ 
der Berufung in Strafſachen nahm die hier⸗ 
ngeſetzte Kommiſſion des Reichstages durch 
Stimmen der beiden konſervativen und der 
onalliberalen Fraktion eine Reſolution an, wo⸗ 
h ausgeſprochen wird, es ſei inopportun, daß 
das Haus mit dieſen Anträgen weiter beſchäf⸗ 
nachdem die Reichsregierung erklärt habe, 
ſie einen diesbezüglichen Geſetzentwurf bereits 
arbeiten laſſe. Die Reſolution ſpricht weiter 
Bun aus, die Reichsregierung möge den 
den Geſetzentwurf dem Hauſe bald vor- 


Der Bau des Reichstagsgebäudes tritt 
ch noch wenig in die Erſcheinung und doch 
Ban ein gewaltiges Stück Arbeit überwunden 
n. Die erſten Fundamentſteine wurden an 
übfront des Bauwerks am 26. Juni ver⸗ 
t. Die zur Herſtellung der Baugrube ausge- 
d Bo und abgefahrene Erdmaſſe betrug rund 
( Ben. Die Hauptarbeit verurſachte be⸗ 
h das Einrammen der Pfähle in den Bau- 
; es wurden 839 laufende Meter Spund⸗ 
und 3064 Stück Rundpfähle eingerammt. 
dem find während des verfloſſenen Baujah- 
4200 Kbm. Beton, 6500 Kbm. Kalkſteine 
rg 000 Ziegelſteine, Klinker u. dgl. ver⸗ 
arb et worden. 

— Wie ein Telegramm aus Mannheim mit- 
eilt, ſoll das Signalement, welches die Frank⸗ ſi 
ir r Polizei von dem muthmaßlichen Mörder des 
Polizeiraths Dr. Rumpff gab, auf den in Hocken⸗ 

ein Berhafteten paſſen. Frankfurter Polizei⸗ 
ie werden heute in Mannheim zur Abfüh- 
s Verhafteten erwartet, der ſeine Arm⸗ 
e ſich durch einen Fall zugezogen haben will. 
ner wird dem „Berliner Tageblatt“ ge- 


3 Die gemeldete Verſetzung des Berliner Kri⸗ 
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Das iR "auch ee von Hate an Stelle des Polizei- 


raths Rumpff iſt vorläufig nur eine kommiſſariſche. 
Ohne feinen Wunſch kann überhaupt kein Berli- 
ner Polizeibeamter in die Provinz verſetzt werden, 
ſondern dies kann nur in Folge einer Strafver⸗ 
ſetzung disziplinariſch geſchehen. N 

Es iſt richtig, daß im Auftrage des Mini- 
ſters des Innern eine Anzahl Berliner Kriminal- 
beamten nach Frankfurt mit abgegangen iſt. Wie 
lange das Kommiſſorium derſelben dauert, iſt un⸗ 
beſtimmt. 

Herr von Hake gehörte erſt ca. 8 Jahre dem 
Berliner Polizeipräſidium an. Er war vorher 
aktiver Offizier, arbeitete dann als interimiſtiſcher 
Polizeilieutenant und trat! ſpäter zur politiſchen 
Abtheilung über, auch unterſtand ihm die Preß⸗ 
polizei reſp. die Vernebmungen in Zeitungs- und 
Preß⸗Angelegenheiten. 

Aus Mannheim, 20. Januar, wird noch 
telegraphirt ; 

Gutem Vernehmen nach iſt feſtgeſtellt wor⸗ 
den, daß der geſtern in Hockenheim verhaftete 
Schreinergeſelle, an deſſen innerer Handfläche ſich 
eine etwa acht Tage alte Schnittwunde befindet, 
ſich vor acht Tagen in Frankfurt aufgehalten 
habe. 

— Dem öſterreichiſchen Abgeordnetenhauſe 
werden, wie aus Wien telegraphirt wird, bereits 
heute die Geſetzentwürfe über die anarchiſtiſchen 
Umtriebe und über die Sprengſtoffe vorgelegt wer⸗ 
den. Das Anarchiſtengeſetz, welches die ausdrück⸗ 
liche Beſtimmung enthält, daß bei ſeinem Inkraft⸗ 
treten der jetzt geltende Ausnahmezuſtand erliſcht, 
bedeutend einen Fortſchritt gegen den letzteren. 
Ebenfalls ſchon heute wird dem Parlament die 
neue Uebrreinkunft mit der Nordbahn vorgelegt 
werden. — Die anarchiſtiſchen Geſetzentwürfe dür⸗ 
fen wohl mit Sicherheit auf eine Annahme mit 
großer Majorität rechnen, dagegen ſteht zu er⸗ 
warten, daß es bei der Berathung der neuen 
Uebereinkunft mit der Nordbahn wiederum zu 
äußerſt heftigen parlamentariſchen Szenen kommen 
wird, denn dieſe neue Uebereinkunft iſt thatſäch⸗ 
lich mehr geeignet, die Wünſche und Intereſſen 
der Nordbahn⸗Matadore zu befriedigen, als den 
berechtigten Forderungen der Allgemeinheit zu ge- 
nügen. 

— Bereits wiederholt wurde auf die eigen⸗ 
thümliche Stellung des ſpaniſchen Kabinets gegen⸗ 
über dem Vallkan und der italieniſchen Regierung 
bingewieſen. Im Gegenſatze zu dem Konſeilprä⸗ 
ſidenten Canovas del Caſtillo, der ſich die Pflege 
guter Beziehungen zu der italieniſchen Regierung 
angelegen ſein läßt, gilt der Miniſter Pidal als 
ein entſchiedener Ultramontaner, der ſich gelegent- 
lich auch im Sinne der Wiederherſtellung der 
weltlichen Herrſchaft des Papſtes äußerte. Aller- 
dings iſt Pidal als Miniſter des Ackerbaues und 
des Handels kaum in der Lage, feinen Sympa⸗ 
thien auf dem Gebiete der auswärtigen Politik 
praktiſche Folgen geben zu können. In der geſtri⸗ 
gen Kortesſitzung fand nun über die auswärtige 
Politik Spaniens eine Debatte ſtatt, über deren 
Verlauf telegraphiſch berichtet wird: 

Madrid, 19. Januar. In der heutigen 
Sitzung der Deputirtenfantmer interpellirte der re- 
publikaniſche Deputirte Labra die Regierung über 
ihre auswärtige Politik, insbeſondere die die Stel⸗ 
lung Spaniens zu Deutſchland und Italien und 
forderte eine kluge, aufmerkſame und die Dinge 
vorausſehende Politik von der Regierung. Der 
Miniſterpräſident Canovas del Caſtillo wies auf 
die Widerſßrüche in den Ausführungen Labra's 
hin, Labra fordere einerſeits eine weitſehende Po- 
litik und tadele andererſeits doch die hierzu erfor⸗ 
derliche militäriſche Entwickelung Spaniens. In 
Bezug auf Deutſchland ſprach ſich der Mintfter- 
präſident in der achtungsvollſten Weiſe aus, gleich- 
zeitig beſtätigte er, daß zwiſchen Spanien und 
Italien herzliche Freundſchaft beſtehe und daß er 
geſonnen ſei, dieſelbe aufrecht zu erhalten, weil 
dieſelbe im Intereſſe Spaniens liege. Auf die die 
Beziehungen zwiſchen Italien und der päpſtlichen 
Kurie betreffenden Fragen lehnte es Canovas ab, 
einzugehen, Spanien wolle der päpſtlichen Kurie 
gegenüber feine Unabhängigkeit wahren, wünſcht 
aber in Spanien den Katholizismus und die Ach⸗ 
tung vor der Religion erhalten zu ſehen. Das 
unpatriotiſche Beſtreben der Oppoſition, Spanien 
mit den europäiſchen Mächten zu entzweien, werde 
keinen Erfolg haben. 

— Ein Korreſpondent der „France“ in Ma- 
rokko ſignaliſirt einen argen Zwiſchenfall, der ſich 
in Tanger anläßlich des arabiſchen Mulud-⸗Feſtes 
ereignete. Mehr denn 2000 bewaffnete Perſonen 
und eine ungeheure Menge von Neugierigen wa⸗ 
ren auf dem Marktplatze verſammelt, um das Feſt 
zu feiern. Angehörige zweier benachbarten Kaby⸗ 
lenſtämme, die durch Familienzwiſt ſtreng geſpal⸗ 
ten ſind, wurden handgemein, und einige Schüſſe 
fielen. Schon waren eine Frau und drei Män- 
ner tödtlich verwundet, als die Kämpfenden in 
das Haus eines Franzoſen eindrangen. Der Gou- 
verneur der Stadt, außer Stande, die Ordnung 
wieder herzuſtellen, benachrichtigte eiligſt Herrn 
Blondel, den Sekretär der franzöſiſchen Geſandt⸗ 
ſchaft, der in Begleitung des Dragomans der Ge⸗ 
ſandtſchaft mit Gefährdung ſeines eigenen Lebens 
ſich ins Mittel legte und durch ſeine energiſche 
Haltung die Angreifer im Zaume zu halten und 
einige der Schuldigen feſtzunehmen vermochte, die 
ſich in einen Keller geflüchtet hatten, wohin Nie- 
mand vorzudringen wagte. Die Ortsbehörden 
kargen nicht mit dem Lobe über die Haltung der 
Franzoſen; die Erregtheit der Gemüther ſtellt der 
Korreſpondent als eine derartige hin, daß augen- 
blicklich der geringſte ähnliche Zwiſchenfall eine 
Erhebung der Bevölkerung nach ſich ziehen könne. 
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Ausland. 


Paris, 18. Januar. Von dem Verein ge- 
gen die Vertheurung von Brot und Fleiſch wurde 
heute hier unter dem Vorſitze Leon Says eine 
Verſammlung abgehalten, in der alle großen 
Städte Frankreichs vertreten waren. Mehrere 
Mitglieder des ats und der Kammer, die an 
der Verſammlung⸗tbeilnahmen, ſprachen ſich gegen 
eine Erhöhung der Getreide- und Viehzölle aus; 
von der Verſammlung wurde ein im nämlichen 
Sinne gehaltener Beſchluß angenommen. 


Stettiner Nachrichten. 

Stettin. 21. Januar. Zu der am 2. Fe⸗ 
bruar beginnenden erſten dies hrigen Schwurge⸗ 
richtsperlode, welche ca. 14 Tage dauern wird, 
ſind bis jetzt folgende Anklagen zur Verhandlung 
angeſetzt: Am 2. Februar wider die unverehe- 
lichte Anna Marie Louiſe Schmidt aus Luckow 
wegen wiſſentlichen Meineides; am 3. Februar 
wider den Arbeiter Franz Friedr. Langner aus 
Stettin wegen Körperverletzung mit tödtlichem Er⸗ 
folg; am 4. Februar wider den Ein nwohner Julius 
R önfranz und den Kohlenhändler Guſtav 
Rönfranz, beide aus Amalienhof, wegen Kör⸗ 
perverletzung mit tödtlichem Erfolg; am 5. Fe⸗ 
bruar wider den Knecht Auguſt Krauſe und 
den Büdnerſohn Auguſt Plath, beide aus Fid⸗ 
dichow, wegen Meineids reſp. Anſtiftung zum 
Meineid; am 6. Februar wider den Kaufmann 
E. H. G. O. Drevenſtädt von hier wegen 
betrügeriſchen Bankerotts. 

— Bis jetzt ſind in Folge der Aufforderung 
an die Inhaber der Pfandbriefe der deutſchen 
Grundkreditbank in Gotha definitiv 65,000,000 
Mark in runder Summe zur Konvertirung ange- 
meldet worden. Noch weitere erhebliche Anmel- 
dungen werden von den Korreſpendenten in Aus- 
ſicht geſtellt. In Folge deſſen iſt die Anmeldungs⸗ 
friſt zur Konvertirung bis zum 31. Januar cr. 
verlängert. In der Zwiſchenzeit iſt an die ber- 
zogliche Staatsregierung der Antrag zum Erlaß 
des zur endgültigen Durchführung der Konverti⸗ 
rung nöthigen Geſetzes geſtellt worden. 

— Dem Regierungs⸗Sekretär Kieckbuſch 
in Stettin iſt der Charakter als Rechnungsrath 
we worden. 


Kuuſt und Literatur. 


Theater für hene: Stadttheater: 
„Deſizit.“ 


Wie aus Paris, 20. Januar, telegraphirt 
wird, erzielte die geſtrige erſte Aufführung des 
neuen vieraktigen Schauspiels von Alexander Du- 
mas „Deniſe“ im Theatre Francais einen großen 
Erfolg, der allerdings nicht unbeſtritten war. Die 
Darſtellung war gut, insbeſondere zeichneten ſich 
ſich Worms und Coquelin, ſowie die Damen Rei⸗ 
chenberg, Bartet und Pierſon aus. 


Vermiſchte Nachrichten. 
— Eine der intereſſanteſten Erſcheinungen in 
dem ziemlich umfangreichen Kreiſe ausländiſcher 
Künſtler, die zu Anfang dieſes Jahrhunderts in 
Rom verſammelt und durch die Bande einer auf 
gleiches Streben und verwandte Anſchauungen ger 
gründeten anregenden Geſelligkeit mit einander 
verknüpft waren, war Feodor, der Kalmücke, wie 
er ſchlechthin genannt wurde, ein Mann, deſſen 
echt mongoliſcher Typus auf den erſten Blick be⸗ 
zeugte, daß die genannte Benennung keineswegs in 
das Bereich der nur ſcherzweiſe giftigen Spib- 
namen gehörte, wie fie in den heiteren römiſchen 
Künſtlerkreiſen von Alters her im Schwang zu 
ſein pflegten. Feodor Iwanowitſch, wie er ſelbſt 
ſich nannte, war der unmittelbare Abkömmling 
eines kriegeriſchen Kalmückenhäuptlings. In einem 
Kriegszug, den die Ruſſen gegen ſeinen unruhigen 
Stamm im Jahre 1770 zur Ausführung brach⸗ 
ten, war er, damals noch ein zarter Knabe, ge- 
fangen genommen worden. Man hatte ihn nach 
Petersburg gebracht, wo die Kaiſerin ihn der Erb⸗ 
prinzeſſin von Baden ſchenkte, die an dem aufge- 
weckten Jungen Geſallen fand. Die Prinzeſſin 
ließ ihn in Philantropie zu Marſchling erziehen 
und beſtimmte ihn zum Arzte. Aber Feodor zeigte 
eine entſchiedene Neigung zur Kunſt. Er erhielt 
zum erſten Male Unterricht bei dem Hofmaler 
Melling, dann trat er unter die Leitung des Di- 
rektors Becker. Sieben Jahre ſtudirte er in Rom 
und kopirte vorzüglich Antiken. Hier lernte ihn 
Lord Elgin kennen und nahm ihn mit nach Grie⸗ 
chenland, wo Feodor die Skulpturen des Parthe⸗ 
non vortrefflich machzeichnete. 1806 wurde der 
Kalmücke zum Hofmaler in Karlsruhe ernannt. 
Als ſolcher ſchuf er ſeinen berühmt gewordenen 
Cyklus aus der Geſchichte des Erlöſers. Ein grau 
in grau gemaltes Altarbild von ſeiner Hand 
ſchmückt die proteſtantiſche Kirche in Karlsruhe. 
Auch als Stecher war er vielfach thätig und ſeine 
Stiche ſind noch heute von Sammlern ſehr ge⸗ 


ſucht. 

Eilenburg (Provinz Sachſen), 19. Ja- 
nuar. Die Wittwe Homuth hierſelbſt ſetzte ſich 
im Laufe voriger Woche in Verbindung mit einem 
Manne, dem fie 30 M., ſage dreißig Mark, ver- 
ſprach, wenn er ihren faſt 70jährigen kranken 
Bruder, welcher bei ihr im Hauſe wohnte, auf 
dieſe oder jene Weiſe aus der Welt ſchaffen 
würde. Der Mann ging auch auf dieſen Antrag 
ein, doch ſchlug ihm in letzter Stunde das Ge⸗ 
wiſſen und er verrieth den ganzen Plan der Po- 
lizei. Als dieſelbe am Sonnabend Abend zur 
verabredeten Stunde in das Haus der H. kam, 


fand fie wirklich einen Strick und ein ſcharf ge- 


ſchliffenes Meſſer bereit gelegt. Die Frau wurde 


ſofort in Gewahrſam gebracht, der alte Mann 
aber, um den es ſich handelte, geſtern ins Kran- 
kenhaus übergeführt. Es ſoll ſich um 1800 bis 
2100 M. gehandelt haben, welche die H. erben 
wollte. Der Bruder ſoll bittere Thränen geweint 
haben, als er von dem ſchändlichen Anſchlag ſeiner 
Schweſter hörte. 

— Die Stadt Kiang⸗Hung am Makhong⸗ 
fluſſe in Hinter-Indien iſt, wie man von dem 
Hindu Gobar aus Mandalay meldet, am 27. 
November v. Is. von einem großen Unglück beim- 
geſucht worden. Die Bewohner dieſer Stadt 
feierten eben ein Feſt, aus welchem Anlaſſe ſie 
ſchon zeitig Morgens nach dem in der Mitte des 
Fluſſes auf Pfählen erbauten Tempel „der neun 
Tugenden“ ſtrömten, um der hier befindlichen Ko⸗ 
loſſal⸗Statue des Buddha zu opfern. Eben ſtan⸗ 
den 8 Prieſter, mit ihrem Oberprieſter an der 
Spitze, vor dieſer Statue verſammelt, als plötzlich 
der Fußboden des Tempels zu wanken anfing. 
Gleich darauf ſtürzte das ganze Gebäude zuſam⸗ 
men und verſank mit allen in demſelben weilen⸗ 
den Andächtigen in dem Fluſſe. Nur vier Per- 
ſonen, die draußen auf der Brücke ſtanden, welcht 
den Tempel mit dem Feſtlande verband, konnten 
ſich retten. Wie verſichert wird, haben 110 Per- 
ſonen, darunter auch die 9 Prieſter, ihren Tod 
bei dieſer Kataſtrophe gefunden. Eine einge⸗ 
leitete Unterſuchung ergab, daß die hölzernen 
Pfähle, auf denen der Tempel ſtand, faul und 
morſch waren. 


Verantwortlicher Redakteur: W. Sievers in Stettin. 


Telegraphiſche Depeſchen. 

Köln, 20. Jannar. Wegen des ſehr nie⸗ 
drigen Waſſerſtandes und des Treibeiſes, welches 
ſich bei einer Kälte von 5 Grad gebildet hat, ift 
die Schifffahrt auf dem Rheine geſchloſſen. Die 
Schiffsbrücke ſoll demnächſt abgefahren werden. 

Wien, 20. Januar. Das kaiſerl. Hand⸗ 
ſchreiben, durch welches Graf Hohenwart an Stelle 
des verſtorbenen Fürſten Adolf Auersperg zum 
Präſidenten des oberſten Rechnungshofes ernannt 
wird, iſt in der heutigen „Wiener Zeitung“ ver⸗ 
öffentlicht. 

Wien, 20. Januar. Am Abgeordneten bauſe 
wurden heute zwei Regierungsvorlagen, betreffend 
Beſtimmungen gegen gemeingefährliche ſozlaliſtiſcht 
Beſtrebungen und betreffend Beſtimmungen gigen 
den gemeingefährlichen Gebrauch von Sprengſtof⸗ 
fen eingebracht. Die erſtere unterſagt die Bil- 
dung von Vereinen, von welchen mit Recht anzu- 
nehmen iſt, daß ſie geeignet ſeien, ſozialiſtiſchen, 
auf den Umſturz der beſtehenden Staats- und Ge⸗ 
ſellſchaftsordnung gerichteten Beſtrebungen zu die⸗ 
nen; bereits beſtehende Vereine, welche ſolche 
Zwecke verfolgen, ſind aufzulöſen. Vereine zur 
gegenſeitigen Unterſtützung ihrer Mitglieder ſind, 
wenn dieſelben außerdem den oben bezeichneten 


Beſtrebungen dienen, vorerſt unter beſondere ſtaat⸗ 


liche Kontrole zu ſtellen. Verſammlungen, welche 
den erwähnten Beſtrebungen dienen, ſind zu unter⸗ 
jagen, eventuell aufzulöſen, desgleichen iſt derarti⸗ 
gen Druckſchriften die Weiterverbreitung zu unter⸗ 
jagen. Periodiſchen Druckſchriften bezeichneter Ten ⸗ 
denz, gegen welche bereits zweimal das Verbot der 
Weiterverbreitung ausgeſprochen worden iſt, kann 
das Weitererſcheinen unterſagt werden. Die Haupt⸗ 
verhandlung über Anklagen wegen einer ſtrafbaren 
Handlung bezeichneter Tendenz iſt nach dem Ge⸗ 
ſetze über zeitweilige Einſtellung der Geſchworenen⸗ 
gerichte zu führen. Das Giſetz ſoll für die Dauer 
von 5 Jahren in Kraft bleiben und das Geſetz 
ſowie die Verordnung über Einſtellung der Ge⸗ 
ſchworenengerichte in Wien, Korneuburg, Wiener 
Neuſtadt ſoll außer Kraft treten. 


Helſingfors 19. Januar. Die Thronrede, 
mit welcher der Landtag eröffnet wurde, giebt der 
Genugthuung über die Fortſchritte im Staats- 
haushalte Ausdruck. Die Einnahmen hätten die 
Voranſchläge derartig überſchritten, daß die Ueber⸗ 
ſchüſſe die Ausführung einer Reihe öffentlicher Ar- 
beiten, die Bildung eines Reſervefonds für den 
Fall etwaiger künftiger finanzieller Erforderniſſe, 
ſowie eine Herabſetzung der Steuern geſtatteten. 
Die Thronrede erwähnt ferner die erfreulichen 
Fortſchritte auf dem Gebiete der Volksaufklärung 
und ſpricht ſich lobend über die aus Finnland 
hervorgehenden Truppentheile aus. Unter den Ge⸗ 
ſetzentwürfen, welche dem Landtage zugehen ſollen, 
werden u. A. angekündigt ſolche über die Einfüh⸗ 
rung des Motionsrechtes, des Lehns rechts, des Me⸗ 
terſyſtems, der Poſtſparkaſſen und über den Bau 
verſchiedener Bahnen und zwar der Bahnen Hei- 
nola-Willmanſtrand, Kaipiais⸗St.⸗Michel⸗Knopis 
und Waſa-Brandö. 

London, 20. Januar. Die „Times“ kriti⸗ 
ſirt wiederholt die franzöſiſchen Gegenvorſchläge in 
der egyptiſchen Angelegenheit und bezeichnet die⸗ 
ſelben als abſolut unvereinbar mit einer Englands 
würdigen Politik. Dieſelben könnten auch augen⸗ 
ſcheinlich nicht derartig modifiziert werden, um eine 
erträgliche Baſis für die Unterhandlung zu bilden. 
Insbeſondere bekämpft das Blatt die internatio- 
nale Garantie, Die Enquete und die Neutralifi- 
rung des Suezkanals und glaubt, daß die Regie- 
rung möglicherweiſe behufs raſcherer Erledigung 
der Finanzfrage einen neuen Plan unterbreiten 
werde, nach welchem England allein die Garantie 
für die Neun - Millionen- Anleihe übernehme und 
die Einkünfte aus den Domänen und der Daira 
als Sicherheit für die engliſche Anleihe nicht in 
Anſpruch nehme. Dieſe Garantie, meint die 
„Times“, würde natürlich eine Betheiligung der 
übrigen Mächte an der Verwaltung Egyptens aus⸗ 
ſchließen und die Aufhebung des Liquidationsge⸗ 
jebes zur Folge haben. 
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